
  

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

Berlin, 20.2.2018. Am Welttag für soziale Gerechtigkeit macht das 
Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG auf das drängende Problem der 
Kinderarmut in Deutschland aufmerksam. Etwa 2,8 Millionen Kinder und 
Jugendliche gelten derzeit als arm oder armutsgefährdet, das ist mehr als 
jedes fünfte Kind. Die Einführung einer Kindergrundsicherung würde 
damit Schluss machen. Neu angepasst hat das Bündnis seine Zahlen für 
2018: 619 Euro braucht ein Kind im Monat für ein gutes Aufwachsen.   

Ursachen und Folgen von Kinderarmut sind seit Jahren bekannt, die traurige 
Realität zeigt jedoch: Bei den von Armut betroffenen Familien kommt vom 
Flickenteppich staatlicher Fördermaßnahmen meist nicht genügend an. Zu 
kompliziert, zu bürokratisch und stigmatisierend ist die Familienförderung in 
Deutschland. Und Kinderarmut setzt sich fort: Wer als Kind finanziellen Mangel 
leidet, hat auch später im Leben oft die schlechteren Chancen. 

„Kinderarmut gehört jeden Tag auf die Agenda“, fordert deshalb Heinz Hilgers, 
Präsident des Deutschen Kinderschutzbundes, anlässlich des Welttages der 
sozialen Gerechtigkeit. Aktuell sind über 2,8 Millionen Kinder und Jugendliche 
von Armut betroffen, seit Jahren mit steigender Tendenz. Das sei für Kinder 
jeden Tag spürbar. „Zum Beispiel, wenn das Geld für die nötigsten 
Lernmaterialien in der Schule nicht reicht oder Kinder sich von gemeinsamen 
Aktivitäten mit Freunden zurückziehen, weil sie für vieles kein Geld haben. Das 
beschämt und entmutigt“, so Hilgers weiter.  

Angesichts zuletzt ermutigender Signale aus der Politik, Kinderarmut zum 
Thema zu machen, fordert das Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG die 
Verantwortlichen auf, das Problem endlich engagiert anzugehen. „Die im 
Koalitionsvertrag vereinbarte Erhöhung und unbürokratischere Auszahlung des 
Kinderzuschlags, der zusammen mit dem Kindergeld die Höhe des sächlichen 
Existenzminimums abdecken soll, ist ein Schritt in die richtige Richtung und 
sollte nun zügig umgesetzt werden“, so Christiane Reckmann, Vorsitzende des 
Zukunftsforum Familie e.V. und Sprecherin des Bündnisses.  

Das Grundproblem in der Familienförderung bleibe jedoch unangetastet: der 
Dualismus aus Kindergeld und Kinderfreibetrag, der Kinder aus wohlhabenden 
Familien stärker fördert als arme Kinder. Gleichzeitig stünden sich das magere 
Bildungs- und Teilhabepaket und der großzügige Steuerfreibetrag für Bildung, 
Erziehung und Ausbildung gegenüber. „Wir müssen daher endlich die 
Familienförderung vom Kopf auf die Füße stellen! Wir brauchen eine 
einkommensabhängige Kindergrundsicherung in Höhe von 619 Euro“, fordert 
Reckmann. Damit würde eine Vielzahl bisheriger Leistungen zusammengefasst 
und je nach Höhe des Einkommens der Eltern bis auf etwa 300 Euro im Monat 
abgeschmolzen. 

Seit 2009 fordert das Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG eine Reform der 
monetären Kinder- und Familienförderung. Weitere Informationen finden sie auf 
www.kinderarmut-hat-folgen.de. 

Kontakt: Franziska Fischer, Pressesprecherin, Deutscher Kinderschutzbund 
Bundesverband e.V., Schöneberger Str. 15, 10963 Berlin, Tel.: 030 214809-20, 
Fax: 030 214809-99, fischer@dksb.de, www.dksb.de 
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